
§ 43 Abs. 1 AGO; §§ 18, 38, 33 der VO über die Förde­
rung der Tätigkeit der Neuerer und Rationalisatoren 
in der Neuererbewegung (NVO) vom 22. Dezember 1971 
(GBl. 1972II S. 1).
1. Zu den Voraussetzungen für die Bestätigung der 
Rücknahme eines vor der Konfliktkommission gestell­
ten Antrags im gerichtlichen Verfahren.
2. Für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Ge­
richtswegs ist § 32 NVO auch dann maßgebend, wenn 
die Grundlage für die Entscheidung über den Vergü­
tungsanspruch selbst die Neuererverordnung vom 
31. Juli 1963 i. d. F. der ÄndVO vom 7. Juni 1967 
(GBl. II S. 392) ist.
3. Die betriebliche Neuheit als eine der Voraussetzun­
gen für den Vergütungsanspruch ist auch dann gegeben, 
wenn nicht erst der schriftlich eingereichte Vorschlag, 
sondern ein zuvor unterbreiteter, inhaltlich gleichlau­
tender mündlicher Vorschlag zur Entscheidung über 
die Benutzung der Neuerung geführt hat.
OG, Urt. vom 23. Februar 1973 - Za 4/73.

Der Verklagte ist beim Kläger beschäftigt. Er unter­
breitete am 2. Juli 1970 in einem Gespräch dem Pro­
jektanten den Vorschlag, im Projekt für das Objekt P. 
anstelle der vorgesehenen stationären C02-Löschanlage 
Handfeuerlöscher zu verwenden. Diesen Vorschlag 
reichte er am 14. Juli 1970 schriftlich ein. Der Vorschlag 
wurde vom Kläger registriert. Nachdem bereits fest­
gelegt war, daß dem Verklagten eine Vergütung ent­
sprechend dem erzielten Nutzen gezahlt werden soll, 
widerrief der Kläger diese Entscheidung und lehnte 
die Gewährung einer Vergütung ab.
Auf Antrag des Verklagten beschloß die Konfliktkom­
mission, daß der Neuerervorschlag anerkannt wird und 
nach den geltenden gesetzlichen Bestimmungen zu ver­
güten ist. Gegen diesen Beschluß erhob der Staatsan­
walt Einspruch.
In der mündlichen Verhandlung vor dem Kreisgericht 
nahm der Verklagte seinen vor der Konfliktkommis­
sion gestellten Antrag zurück. Das Kreisgericht bestä­
tigte diese Prozeßhandlung. Zur Begründung führte es 
im wesentlichen aus, daß die Rücknahme des Antrags 
sachdienlich sei. Für den vom Verklagten erhobenen 
Anspruch sei der Gerichtsweg nicht zulässig. Es liege 
kein Vergütungsstreit, sondern ein Streit über die An­
erkennung bzw. Ablehnung der Anerkennung eines 
Vorschlags als Neuerervorschlag vor. Soweit über den 
Anspruch auf der Grundlage der NeuererVO vom 
31. Juli 1963 entschieden werden müsse, seien Konflikt­
kommissionen und Gerichte schon deshalb nicht zustän­
dig, weil nach der damaligen Regelung Vergütungs­
streitfälle von den Schlichtungsstellen zu entscheiden 
waren.
Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Er­
folg hatte.

Aus den G r ü n d e n :

Entgegen der Ansicht des Kreisgerichts war die Rück­
nahme des vor der Konfliktkommission gestellten An­
trags durch den Verklagten nicht sachdienlich. Die Er­
wägungen, von denen er auf der Grundlage ihm gege­
bener Hinweise ausging, stimmen mit der Rechtslage 
nicht überein. Die Auffassung des Kreisgerichts, der 
Gerichtsweg sei nicht zulässig, ist unzutreffend.
In der VO über die Förderung der Tätigkeit der Neue­
rer und Rationalisatoren in der Neuererbewegung 
(NVO) vom 22. Dezember 1971 (GBl. 1972II S. 1) ist 
festgelegt, daß über Vergütungsstreitigkeiten die Kon­
fliktkommissionen und Gerichte entscheiden (§32 NVO). 
Die Würdigung, ob ein von einem Werktätigen erhobe­
ner Anspruch ein Vergütungsanspruch ist, für den ge­
mäß § 32 NVO im Streitfall der Gerichtsweg gegeben

ist, wird maßgeblich durch das dem gestellten Antrag 
zugrunde liegende Begehren des Antragstellers be­
stimmt. Die schriftliche Erklärung des Verklagten ge­
genüber dem Kreisgericht, er verlange die Anerken­
nung und Vergütung seines Vorschlags, enthielt unmiß­
verständlich eine Vergütungsforderung. Die Konflikt­
kommission hat das im Prinzip richtig erkannt und in 
ihrer Entscheidung zum Ausdruck gebracht. Die Ansicht 
des Kreisgerichts, der Streit werde um die Anerken­
nung des Vorschlags als Neuerervorschlag geführt, für 
dessen Entscheidung der zuständige Leiter bzw. im Be­
schwerdeweg der übergeordnete Leiter zuständig sei, 
entspricht nicht der gegebenen Sach- und Rechtslage. 
Diese Auffassung führt dazu, die Prüfung der Merk­
male eines Neuerervorschlags von der Entscheidung 
über den Vergütungsanspruch zu trennen. Ohne die 
Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen ist jedoch über 
den Vergütungsanspruch nicht zu entscheiden. Die Ent­
scheidung setzt vielmehr die Feststellung voraus, ob der 
Vorschlag die Anforderungen an einen Neuerervor­
schlag erfüllt (vgl. OG, Urteil vom 10. November 1977 
- Za 16/72 - [NJ 1973 S. 95]; OG, Urteil vom 10. No­
vember 1972 - Za 15/72 - [NJ 1973 S. 29; Arbeit und 
Arbeitsrecht 1973, Heft 3, S. 94]).
Richtig ist allerdings, daß der Betrieb verpflichtet ist, 
eine Entscheidung über die Benutzung eines bei ihm 
eingereichten Vorschlags eines Werktätigen zu treffen. 
Mit der Entscheidung über die Benutzung hat der Be­
trieb grundsätzlich auch darüber zu befinden, ob und 
in welcher Weise der eingereichte Vorschlag materiell 
anzuerkennen und zu würdigen ist. Zuvor hat der Be­
trieb bei richtiger Arbeitsweise festzustellen, ob der 
eingereichte Vorschlag die Merkmale eines Neuerervor­
schlags erfüllt und die in ihm enthaltene Leistung qua­
litativ über die Arbeitsaufgaben des Werktätigen hin­
ausgeht. Hat der Betrieb indessen eine ausdrückliche 
Entscheidung über die Benutzung des Vorschlags nicht 
getroffen, benutzt er ihn aber, darf dieser Mangel in 
der Arbeitsweise nicht so gewertet werden, daß hier­
durch Vergütungsansprüche nicht entstehen konnten 
und folglich die Gerichte nicht tätig werden dürfen. 
Anderenfalls würde der Betrieb ggf. aus seinen Män­
geln noch Vorteile ziehen.
Dieser Sachverhalt ist hier gegeben. Der Kläger hat, 
dem Vorschlag des Verklagten folgend, das Projekt in 
der Weise verändert, daß anstelle der stationären C02- 
Löschanlage Handfeuerlöscher vorgesehen wurden. Mit­
hin ist der Verklagte berechtigt, eine Vergütung zu 
fordern, sofern auch die weiteren Voraussetzungen 
hierfür vorliegen. Es handelt sich deshalb bei dem 
Streitfall zwischen den Parteien um einen Vergütungs­
streit i. S. des § 32 NVO. Das hat das Kreisgericht nicht 
erkannt, weshalb es die Antragsrücknahme aus unzu­
treffenden Gründen für sachdienlich gehalten hat.
Der Vorschlag des Klägers wurde im Jahre 1970 einge­
reicht. Sofern ihm ein Vergütungsanspruch zusteht, ist 
dieser vor Inkrafttreten der NVO vom 22. Dezember 
1971 fällig geworden. Die Grundlage für die Entschei­
dung über das Vorliegen der Voraussetzungen für den 
Vergütungsanspruch ist daher gemäß § 33 Abs. 2 NVO 
vom 22. Dezember 1971 die VO über die Förderung und 
Lenkung der Neuererbewegung (NeuererVO) vom 
31. Juli 1963 (GBl. II S. 525) i. d. F. der ÄndVO vom
7. Juni 1967 (GBl. II S. 392). Für die Zuständigkeit der 
Organe zur Entscheidung von Streitfällen ist jedoch § 32 
NVO vom 22. Dezember 1971 maßgebend. Die von der 
Verordnung vorgesehenen Ausnahmen, sofern es um 
Streitfälle auf der Grundlage der NeuererVO von 1963 
geht, treffen hier nicht zu. Die AO über die Zuständig­
keit und die Zusammensetzung der Schlichtungsstellen 
sowie über das Verfahren vor den Schlichtungsstellen 
vom 31. Juli 1963 (GBl. II S. 542) ist mit dem Inkraft-
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